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Zum drittenmal: Notstand und Notrecht
Von Dr. F. S t u d e r

In der Julinummer dieses Jahres brachte die «Rote Revue» die Rede
des Genossen Dr. Klöti, die er in der Junisession im Ständerat in der Frage
des Abbaues der außerordentlichen Vollmachten des Bundesrates, die
dieser von der Bundesversammlung am 30. August 1939 bekam, gehalten
hat. Sie ist in der Tat sehr beachtenswert. Der ganze Fragenkomplex, der
sich an die staatsrechtlichen Begriffe von Notstand, Notrecht und
Vollmachten anschließt, und die große Bedeutung, welche die Beantwortung
dieser Fragen für unser staatliches Leben hat, erlaubt es schon, noch
einige Bemerkungen an die Rede Klötis anzuschließen.

Auf Grund der durchaus unbefriedigenden und gefährlichen Entwicklung,

welche das Vollmachtenregime genommen hat, und angesichts der
weitverbreiteten Malaise, die sich über diese Praxis herausgebildet hat,
postulierte Dr. Klöti eine Ergänzung des Bundesbeschlusses vom 30.
August 1939, der dem Bundesrat die Vollmachten übertragen hat, in der
Weise, daß ihm zugefügt würde: «Wichtige Noterlasse, die nicht so dringlich

sind, daß eine parlamentarische Behandlung ausgeschlossen wäre,
sind vom Bundesrat der Bundesversammlung zu eigener Beschlußfassung
zu beantragen.» Genosse Klöti geht dabei von folgenden rechtlichen
Erwägungen aus:

a) Unsere Bundesverfassung kennt keinen Notstand des Staates, der
den obersten Behörden das Recht geben würde, sich bei der Setzung
von Verfassungs- und Gesetzesrecht über die demokratische
Zuständigkeitsordnung hinwegzusetzen. Verfassungsmäßig sind daher
nur Verfassungsbestimmungen, die vom Volk und den Ständen
angenommen worden sind, und Gesetze sowie allgemeinverbindliche
Bundesbeschlüsse, die nach der Verabschiedung durch das Parlament

dem fakultativen Referendum unterworfen sind.

b) Trotzdem die Verfassung keine Abweichungen von der ordent¬
lichen Gesetzgebung zuläßt, haben wir am 30. August 1939
anerkannt, daß es ein ungeschriebenes Notrecht des Staates gebe,
kraft welchem die obersten Behörden berechtigt sind, bei ernster
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